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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zus ammenst ellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Reidisjugendwohlfahrtsgesetzes 

— Drucksache 2226 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Familien- und Jugendfragen 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Reichs j ugendwohlfahrtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Der Abschnitt I des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 633), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes 
vom 28. August 1953 (Bundesgesetzbl, I S. 1035), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 fällt das Wort „Reichsjugendamt" 
^ weg. Hinter dem Wort „Landesjugendämter," 

werden die Worte „oberste Landesbehörden," 
eingefügt. 

2. In § 2 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Für die Förderung der studentischen Jugend 
treten an die Stelle der Jugendwohlfahrtsbehör- 
den die nach Landesrecht für den Bereich der 
Hochschulen zuständigen Stellen/" 

3. Als § 2a wird eingefügt: 

„§ 2 a 

(1) Das Recht der Personensorgeberechtigten, 
die Grundrichtung der Erziehung des Kindes zu 
bestimmen, ist, auch wenn das Personensorge- 
recht beschränkt ist, bei allen Maßnahmen der 
öffentlichen Jugendhilfe zu beachten, sofern 
hierdurch das Wohl des Kindes nicht gefährdet 
wird. Ihr Recht, die religiöse Erziehung zu be- 
stimmen, ist stets zu beachten. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Reichs] ugendwohlfahrtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Der Abschnitt I des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 633), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes 
vom 28. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1035), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


3. § 2a wird eingefügt: 

♦ 

„§ 2 a 

(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll die in der 
Familie des Kindes begonnene Erziehung unter- 
stützen und ergänzen. Die von den Personen- 
sorgeberechtigten bestimmte Grundrichtung der 
Erziehung ist bei allen Maßnahmen der öffent- 
lichen Jugendhilfe zu beachten, sofern hierdurch 
das Wohl des Kindes nicht gefährdet wird. Ihr 
Recht, die religiöse Erziehung zu bestimmen, ist 
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(2) Den Wünschen der Personensorgeberech- 
tigten, die sich auf die Gestaltung der öffentlichen 
Jugendhilfe im Einzelfall richten, soll entspro- 
chen werden, soweit sie angefnessen sind und 
keine unvertretbaren Mehrkosten erfordern. 

(3) Die Zusammenarbeit mit den Personen- 
sorgeberechtigten ist bei allen Maßnahmen der 
öffentlichen Jugendhilfe anzustreben." 

Artikel II 

Der Abschnitt II des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Nr. 1, 4 und 5 werden wie folgt gefaßt: 

„1. Der Schutz der Pflegekinder gemäß §§ 19 
bis 31 und der Schutz von Minderjährigen 
unter 16 Jahren in besonderen Fällen ge- 
mäß §§ 31 a und 31 b;" 

„4. die Mitwirkung bei der Erziehungsbeistand- 
schaft, der Freiwilligen Erziehungshilfe und 
der Fürsorgeerziehung gemäß §§ 56 bis 75b; 

5. die Jugendgerichtshilfe nach den Vorschrif- 
ten des Jugendgerichtsgesetzes;". 

2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 4 

(1) Aufgabe des Jugendamts ist ferner, Ein- 
richtungen und Veranstaltungen anzuregen, zu 
fördern und gegebenenfalls zu schaffen für 


1. Beratung in Angelegenheiten der Ju- 
gendlichen; 

2. Mutterschutz vor und nach der Geburt; 

3. Wohlfahrt der Säuglinge; 


4. Wohlfahrt der Kleinkinder; 


5. Wohlfahrt der im schulpflichtigen 
Alter stehenden Jugend außerhalb 
des Unterrichts; 

6. Wohlfahrt der schulentlassenen Ju- 
gend. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

im Rahmen des Gesetzes über die religiöse Kin- 
dererziehung vom 15. Juli 1921 (Reichsgesetzbl. 
S. 939) stets zu beachten. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

Artikel II 

Der Abschnitt II des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Nr. 1, 4 und 5 werden wie folgt gefaßt: 

♦ 

„1. Der Schutz der Pflegekinder gemäß §§ 19 
bis 31 a; 


4. unverändert 


5. unverändert 

2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

,.§ 4 

(1) Aufgabe des Jugendamts ist ferner, die 
für die Wohlfahrt der Jugend erforderlichen 
Einrichtungen und Veranstaltungen anzuregen, 
ZU fördern und gegebenenfalls zu schaffen, ins- 
besondere für: 

1. Beratung in Fragen der Erziehung, 

2. Hilfen für Mutter und Kind vor und 

nach der Geburt, 

3. Pflege und Erziehung von Säuglin- 
gen, Kleinkindern und von Kindern 
im schulpflichtigen Alter außerhalb 
der Schule, 

4. erzieherische Betreuung von Säuglin- 
gen, Kleinkindern, Kindern und Ju- 
gendlichen im Rahmen der Gesund- 
heitshilfe, 

5. allgemeine Kinder- und Jugenderho- 
lungr sowie erzieherische Betreuung 
von Kindern und Jugendlichen im 
Rahmen der Familienerholung, 

6. Freitzeithilfen, politische Bildung und 
internationale Begegnung, 

7. Erziehungshilfen während der Berufs- 
vorbereitung, Berufsausbildung und 
Berufstätigkeit einschließlich der Un- 
terbringung außerhalb des Eltern- 
hauses, 
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Zu den Aufgaben nach Satz 1 gehört es, im 
Rahmen der Einrichtungen und Veranstaltungen 
die notwendigen Hilfen zur Erziehung für ein- 
zelne Minderjährige anzuregen, zu fördern und 
gegebenenfalls zu gewähren. 

(2) Zu den Aufgaben nach Absatz 1 gehört es 
auch, Einrichtungen und Veranstaltungen für das 
satzungsmäßige Eigenleben und die eigenver- 
antwortliche Tätigkeit der Jugendverbände und 
sonstigen Jugendgemeinschaften zu fördern. 


(3) Das Jugendamt hat darauf hinzuwirken, 
daß die für die Wohlfahrt der Jugend erforder- 
lichen Einrichtungen und Veranstaltungen aus- 
reichend zur Verfügung stehen. Soweit geeig- 
nete Einrichtungen und Veranstaltungen der 
Träger der freien Jugendhilfe vorhanden sind, 
erweitert oder geschaffen werden, ist von 
eigenen Einrichtungen und Veranstaltungen des 
Jugendamts abzusehen. 


(4) Träger der freien Jugerudhilfe sind die 
freien Vereinigungen der Jugendwohlfahrt, ju- 
ristische Personen, deren Zweck es ist, die 
Jugend Wohlfahrt zu fördern, die Jugendver- 
bände und sonstige Jugendgemeinschaften so- 
wie die Kirchen und die sonstigen Religionsge- 
sellschaften öffentlichen Rechts. 


(5) Träger der freien Jugendhilfe dürfen 
finanziell nur gefördert werden, wenn sie die 
Gewähr für eine zweckentsprechende und wirt- 
schaftliche Verwendung der Mittel bieten. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Maßnahmen näher zu bezeich- 
nen, die *zur Erfüllung der in Absatz 1 und 2 ge- 
nannten Aufgaben nach den praktischen Erfah- 
rungen oder dem Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnis erforderlich sind." 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

8. erzieherische Maßnahmen des Ju- 
gendschutzes und für gefährdete Min- 
derjährige. 

Maßnahmen nach den Nummern 1 und 5 bis 7 
können sich auch auf junge Menschen über 
21 Jahre erstrecken. 


(2) Zu den Aufgaben nach Absatz 1 gehört 
es auch, Einrichtungen und Veranstaltungen 
sowie die eigenverantwortliche Tätigkeit der 
Jugendverbände und sonstigen Jugendgemein- 
schaften unter Wahrung ihres satzungsgemäßen 
Eigenlebens zu fördern, insbesondere 

1. ihre Tätigkeit auf den in Absatz 1 
Nr. 6 genannten Gebieten, 

2. die Ausbildung und Fortbildung ihrer 
Mitarbeiter, 

3. die Errichtung und Unterhaltung von 
Jugendheimen, Freizeitstätten und 
Ausbildungsstätten. 

(3) Das Jugendamt hat unter Berücksichti- 
gung der verschiedenen Grundrichtungen der 
Erziehung darauf hinzuwirken, daß die für die 
Wohlfahrt der Jugend erforderlichen Einrich- 
tungen und Veranstaltungen ausreichend zur 
Verfügung stehen. Soweit geeignete Einrich- 
tungen und Veranstaltungen der Träger der 
freien Jugendhilfe vorhanden sind, erweitert 
oder geschaffen werden, ist von eigenen Ein- 
richtungen und Veranstaltungen des Jugend- 
amts abzusehen. Wenn Personensorgeberechtigte 
unter Berufung auf ihre Rechte nach § 2a die 
vorhandenen Träger der freien Jugendhilfe 
nicht in Anspruch nehmen wollen, hat das 
Jugendamt dafür zu sorgen, daß die insoweit 
erforderlichen Einrichtungen geschaffen wer- 
den. 

(4) Träger der freien Jugendhilfe sind 

1. freie Vereinigungen der Jugendwohl- 
fahrt, 

2. Jugendverbände und sonstige Jugend- 
gemeinschaften, 

3. juristische Personen, deren Zweck es 
ist, die Jugendwohlfahrt zu fördern, 

4. die Kirchen und die sonstigen Religi- 
onsgesellschaften öffentlichen Rechts. 

Absatz 5 entfällt hier 

siehe Nr. 5 a (§ 5 a Abs. 4) 


(6) Das Nähere zu den Absätzen 1 bis 3 und 
zu Absatz 4 Nr. 1 bis 3 wird durch Landesrecht 
bestimmt." 
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3. Als §§ 4 a und 4 b werden eingefügt; 

„§ 4 a 

Einrichtungen und Veranstaltungen der Trä- 
ger der freien Jugendhilfe sind unter Berück- 
sichtigung der Eigenleistung nach den Grund- 
sätzen zu fördern, die für die Finanzierung 
gleichartiger Einrichtungen und Veranstaltun- 
gen der Träger der Öffentlichen Jugendhilfe 
gelten. 

§ 4b 

Werden einem einzelnen Minderjährigen nach 
§§ 3 oder 4 Hilfen zur Erziehung gewährt, so 
gehört hierzu der in einer Familie außerhalb 
des Elternhauses des Minderjährigen, in einem 
Heim oder in einer sonstigen Einrichtung ge- 
währte notwendige Lebensunterhalt.“ 


4. § 5 wird § 6; das Wort „Reichs" wird durch das 
^ Wort „Bundes" ersetzt. 

5. § 6 wird § 5; das Wort „privaten" wird durch 
das Wort „freien" ersetzt. Die Worte „und der 
Jugendbewegung" fallen weg. 


vergleiche Nr. 3 (§ 4 a) 


vergleiche Nr. 3 (§ 4a) 


vergleiche Nr. 3 (§ 4a) 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

3. Als § 4a wird eingefügt; 

♦ 

»§ 4 a 

(1) Zu den Aufgaben nach § 4 Abs. 1 gehört 
es, im Rahmen der Einrichtungen und Veran- 
staltungen die notwendigen Hilfen zur Erzie- 
hung für einzelne Minderjährige dem jewei- 
ligen erzieherischen Bedarf entsprechend recht- 
zeitig und ausreichend zu gewähren. 


(2) Werden einem einzelnen Minderjäh- 
rigen nach §§ 3 oder 4 Hilfen zur Erziehung 
gewährt, so gehört hierzu der in einer Familie 
außerhalb des Elternhauses des Minderjährigen, 
in einem Heim oder in einer sonstigen Einrich- 
tung gewährte notwendige Lebensunterhalt. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für die Gewährung von Ausbil- 
dungsbeihilfen." 

4. unverändert 


5. § 6 wird § 5 und erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 5 

Das Jugendamt hat über die Verpflichtungen 
nach §§ 4 und 4 a hinaus die freiwillige Tätig- 
keit zur Förderung der Jugendwohlfahrt unter 
Wahrung ihrer Selbständigkeit und ihres sat- 
zungsgemäßen Charakters zu unterstützen, an- 
zuregen und zur Mitarbeit heranzuziehen, um 
mit ihr zum Zwecke eines planvollen Ineinander- 
greifens aller Organe und Einrichtungen der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe zusammen- 
zuwirken." 

5a. Als § 5 a wird eingefügt: 

♦ 

rr§ 5 a 

(1) Bei Förderung nach vorstehenden Bestim- 
mungen sind die Grundsätze zu beachten, die 
landesrechtlich für die Durchführimg der Auf- 
gaben der Jugendhilfe gelten. 

(2) Bei Förderung gleichartiger Maßnahmen 
mehrerer Träger der freien Jugendhilfe sind 
unter Berücksichtigung ihrer Eigenleistungen 
gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzulegen. 

(3) Werden gleichartige Maßnahmen der 
freien und der öffentlichen Jugendhilfe durch- 
geführt, so sind bei Förderung der Träger der 
freien Jugendhilfe unter Berücksichtigung ihrer 
Eigenleistungen die Grundsätze und Maßstäbe 
anzuwenden, die für die Finanzierung der Maß- 
nahmen der öffentlichen Jugendhilfe gelten. 


(4) Träger der freien Jugendhilfe dürfen 
finanziell nur gefördert werden, wenn sie die 
Gewähr für eine zweckentsprechende und wirt- 
schaftliche Verwendung der Mittel bieten.“ 
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6. § 7 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„Für Minderjährige ohne gewöhnlichen Aufent- 
haltsort und für vorläufige Maßnahmen ist das 
Jugendamt zuständig, in dessen Bezirk das Be- 
dürfnis der öffentlichen Jugendhilfe hervortritt." 

7. § 7 Abs. 2 fällt weg. 

♦ 

8. In § 11 Satz 1 werden die Worte „Vereinigun- 
gen für Jugendhilfe" durch die Worte „freien 
Vereiinigungen der Jugendwahlfahrt" und das 
Wort „Jugendwohlfahrt" durch das Wort „Ju- 
gendhilfe" ersetzt. 

9. § 13 Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 8 werden wie folgt 
gefaßt: 

„6. die Ausführung der Freiwilligen Erzie- 
hungshilfe und der Fürsorgeerziehung;" 


„8. die Heimaufsicht gemäß § 76 und die Auf- 
gaben nach § 76 a." 

10. In § 14 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Landes- 
^ jugenjdbeihörde" durch das Wort „Landeis- 
behörde" ersetzt. 

11. Als § 14 a wird eingefügt: 


.§ 14 a 

Die oberste Landesbehörde soll die Bestre- 
bungen auf dem gebiet der Jugendhilfe unter- 
stützen, die Erfahrungen den Trägern der freien 
und der öffentlichen Jugendhilfe übermitteln 
sowie auch sonst für die Verwertung der ge- 
sammelten Erfahrungen sorgen. Sie soll insbe- 
sondere Einrichtungen und Veranstaltungen der 
Jugendhilfe anregen und fördern, soweit sie 
über die Verpflichtungen der Jugendämter und 
Landesjugendämter hinaus zur Verwirklichung 
der Aufgaben der Jugendhilfe im Lande von 
Bedeutung sind, in besonderer Weise die Vor- 
aussetzungen für die Weiterentwicklung der 
Jugendhilfe schaffen oder zur Behebung von 
besonderen Notständen erforderlich sind." 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. In § 11 Satz 1 werden die Worte „Vereinigun- 
^ gen für Jugendhilfe" durch die Worte „freien 

Vereinigungen der Jugendwohlfahrt" ersetzt. 


9. § 13 Abs. 1 Nr. 6 und 8 werden wie folgt gefaßt: 

♦ 

„6. die Ausführungen der Freiwilligen Erzie- 
hungshilfe und der Fürsorgeerziehung, 

sofern nicht nach § 74 Abs. 2 andere Behör- 
den für zuständig erklärt sind;" 

8. unverändert. 

10. unverändert 


11. Als Unterabschnitt 3 wird eingefügt: 

,y3. Oberste Landesbehörde 
§ 14 a 

unverändert 


11a. Als Unterabschnitt 4 wird eingefügt: 

♦ 

4. Besondere Aufgaben aller Jugendwohlfahrts- 
behörden 

§ 14 b 

Die Jugendämter, Landesjugendämter und 
obersten Landesbehörden sollen 

a) die Öffentlichkeit über die Lage der 
Jugend und über die Maßnahmen der 
Jugendhilfe unterrichten, 

b) bei Maßnahmen der Jugendhilfe, die einer 
Ergänzung durch andere gesetzliche Träger 
der Jugendhilfe bedürfen, ein planvolles 
Zusammenwirken anstreben. 
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c) die Fortbildung der Fachkräfte der Ju- 
gendhilfe anregen, fördern und gegebe- 
nenfalls durchführen." 


12. Die Überschrift vor § 15 „3. Reichs Jugendamt" 

^ wird ersetzt durch die Überschrift 

„Abschnitt II a 

Bundesregierung und Bunde sjugendkuratorium" 

13. § 16 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 16 

(1) Die Bundesregierung kann die Bestrebun- 
gen auf dem Gebiet der Jugendhilfe anregen 
und fördern, soweit sie über die Verpflichtun- 
gen der Jugendämter, Landes Jugendämter und 
obersten Landesbehörden hinaus zur Verwirk- 
lichung ‘der Aufgaben der Jugendhilfe von Be- 
deutung sind. 

(2) Die Bundesregierung legt alle 4 Jahre, 
erstmals zum 1. Juli 1963, dem Bundestag und 
dem Bundesrat einen Bericht über die Lage der 
Jugend und über die Bestrebungen auf dem Ge- 
biet der Jugendhilfe vor." 

14. § 17 wird wie folgt gefaßt; 

„§ 17 

(1) Zur Beratung der Bundesregierung in 
grundsätzlichen Fragen der Jugendhilfe wird 
bei dem Bundesminister für Familien- und Ju- 
gendfragen ein Bundesjugendkuratorium errich- 
tet. 

(2) Das Nähere regelt die Bundesregierung 
durch Verwaltungsvorschriften." 

15. Unterabschnitt 4 fällt weg. 

♦ 

Artikel III 

Der Abschnitt III des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 19 

(1) Pflegekinder sind Minderjährige unter 
16 Jahren, die sich dauernd oder nur für einen 
Teil des Tages, Jedoch regelmäßig, außerhalb 
des Elternhauses in Familienpflege befinden. 

(2) Pflegekinder sind nicht 

a) Minderjährige, die sich bei ihren Per- 
sonensorgeberechtigten befinden, 

b) Minderjährige, die sich bei Verwand- 
ten oder Verschwägerten bis zum drit- 
ten Grad befinden, es sei denn, daß 
diese Personen Minderjährige ent- 
geltlich, gewerbsmäßig oder gewohn- 
heitsmäßig in Pflege nehmen, 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 17 

,(1) Zur Beratung der Bundesregierung in 
grundsätzlichen Fragen der Jugendhilfe wird 
ein Bundesjugendkuratorium errichtet. 


(2) unverändert 
15. unverändert 


Artikel III 

Der Abschnitt III des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 19 

(1) unverändert 


(2) Pflegekinder sind nicht 

a) unverändert 

b) eheliche Minderjährige, die sich bei 
Verwandten oder Verschwägerten bis 
zum dritten Grad befinden, es sei 
denn, daß diese Personen Minderjäh- 
rige entgeltlich, gewerbsmäßig öder 
gewohnheitsmäßig in Pflege nehmen. 
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c) Minderjährige, die aus Anlaß auswär- 
tigen Schulbesuchs für einen Teil des 
Tages in Pflege genommen werden, 
oder die zum Zweck des Schulbesuchs 
in auswärtigen Schulorten in Familien 
untergebracht sind, wenn die Pflege- 
stelle von der Leitung der Schule für 
geeignet erklärt ist und überwacht 
wird, 

d) Minderjährige, die bei ihrem Lehr- 
herrn oder Arbeitgeber untergebracht 
sind. 


e) Minderjährige, die unentgeltlich für 
eine Zeit von nicht mehr als 6 Wochen 
in Pflege genommen werden, 

f) Minderjährige, die sich in Freiwilliger 
Erziehungshilfe oder Fürsorgeerzie- 
hung befinden." 

2. § 20 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 20 

Wer ein Pflegekind aufnimmt (Pflegeperson), 
bedarf dazu der vorherigen Erlaubnis des Ju- 
gendamts. In dringenden Fällen ist die nachträg- 
liche Erlaubnis unverzüglich zu erwirken. Wer 
mit einem Pflegekind in den Bezirk eines Ju- 
gendamts zuzieht, hat die Erlaubnis zur Fort- 
setzung der Pflege unverzüglich einzuholen. Die 
Erlaubnis kann befristet erteilt oder mit Auf- 
lagen versehen werden." 

3. § 21 fällt weg. 

¥ 

4. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 22 

(1) Pflegekinder dürfen nur in Pflegestellen 
untergebracht werden, in denen ihr leibliches, 
geistiges und seelisches Wohl gewährleistet ist. 

(2) Die Pflegeerlaubnis kann widerrufen wer- 
den, wenn das Wohl des Pflegekindes es erfor- 
dert." 

5. § 24 wird wie folgt gefaßt: 

„§24 

(1) Pflegekinder unterstehen der Aufsicht 
des Jugendamts. Die Aufsicht erstreckt sich dar- 
auf, daß das leibliche, geistige und seelische 
Wohl des Pflegekindes gewährleistet ist. 


(2) Das Jugendamt hat die Pflegeperson zu 
beraten und bei ihrer Tätigkeit zu unterstützen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

c) unverändert 


d) Minderjährige, die bei ihrem Lehr- 
herrn oder Arbeitgeber untergebracht 
sind, wenn die Pflegestelle von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde 
für geeignet erklärt ist und überwacht 
wird, 

e) unverändert 


f) unverändert 


2. § 20 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 20 

Wer ein Pflegekind aufnimmt (Pflegeperson), 
bedarf dazu der vorherigen Erlaubnis des 
Jugendamts. Kann in Eilfällen die Erlaubnis 
nicht vorher erwirkt werden, so ist sie unver- 
züglich nachträglich zu beantragen. Wer mit 
einem Pflegekind in den Bezirk eines Jugend- 
amts zuzieht, hat die Erlaubnis zur Fortsetzung 
der Pflege unverzüglich einzuholen. Die Erlaub- 
nis kann befristet oder unter einer Bedingung 
erteilt oder mit Auflagen versehen werden." 

3. unverändert 

4. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

♦ „§ 22 

(1) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, 
wenn in der Pflegestelle das leibliche, geistige 
und seelische Wohl des Pflegekindes gewähr- 
leistet ist." 

(2) unverändert 


5. § 24 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 24 

(1) Pflegekinder unterstehen der Aufsicht des 
Jugendamts. Das gleiche gilt für uneheliche 
Kinder, die sich bei der Mutter befinden, wenn 
ihr nicht die elterliche Gewalt übertragen ist 

Die Aufsicht erstreckt sich darauf, daß das leib- 
liche, geistige und seelische Wohl des Pflege- 
kindes gewährleistet ist. 

(2) unverändert 
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(3) Das Jugendamt kann Pflegekinder wider- 
ruflich von der Beaufsichtigung befreien, wenn 
das Wohl des P/fegekindes gesichert ist." 


6. § 25 fällt weg. 

♦ 

7. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

^ „§ 26 

Die Pilegeperson hat Aufnahme, Abgabe, 
Wohnungswechsel und Tod des Pflegekindes 
dem Jugendamt unverzüglich anzuzeigen." 


8. § 27 wird wie folgt gefaßt: 

^ .§ 27 

(1) Bei Gefahr im Verzüge kann das Jugend- 
amt das Pflegekind sofort aus der Pflegestelle 
entfernen und vorläufig anderweit unterbrin- 
gen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Das Jugendamt ist verpflichtet, die Per- 
sonensorgeberechtigten, die Pflegeperson und 
das zuständige Vormundschaftsgericht von der 
getroffenen Maßnahme unverzüglich zu benach- 
richtigen." 

9. Unterabschnitt 4 fällt weg. 


(3) Das Jugendamt kann Pflegekinder wider- 
ruflich von der Beaufsichtigung befreien. Un- 
eheliche Kinder sollenr solange sie sich bei der 
Mutter befinden, von der Beaufsichtigung wider- 
ruflich befreit werden, wenn das Wohl des Kin- 
des gesichert ist." 

6. unverändert 

7. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

^ „§ 26 

Wer ein nach § 24 Abs. 1 der Aufsicht unter- 
stehendes Kind in Pflege hat, ist verpflichtet, 
dessen Aufnahme, Abgabe, Wohnungswechsel 
und Tod dem Jugendamt unverzüglich anzu- 
zeigen." 

8. unverändert 


9. In der Überschrift des Unterabschnitts 4 werden 
^ die Worte „Anstalts- und Vereinspflege“ ge- 
strichen. 

9a. In § 28 werden 

♦ 

a) in Satz 1 die Worte „reichs- oder", 

b) in Satz 2 die Worte „Reichs- oder“ 


10. Unterabschnitt 5 fällt weg. 

♦ 

11. § 31 wird wie folgt gefaßt; 

^ .§ 31 

(1) Das Nähere über die Pflegeerlaubnis, die 
Aufsichtsbefugnisse und die Anzeigep fließt wird 
durch Landesrecht bestimmt. 

(2) Durch Landesrecht kann bestimmt wer- 
den, inwieweit die Vorschriften dieses Ab- 
schnitts auf Pflegekinder anzuwenden sind, die 
unter der Aufsicht einer Vereinigung stehen, 
die der Jugendwohlfahrt dient und durch das 
Landesjugendamt für geeignet erklärt ist." 


gestrichen. 

9b. § 29 fällt weg. 

♦ 

10. unverändert 

11. unverändert 


11a. Als § 31 a wird eingefügt: 

^ „§ 31 a 

Die Befugnis der Länder, weitere Vorschrif- 
ten zum Schutz der Minderjährigen zu erlassen, 
bleibt unberührt.“ 
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Artikel IV 

Hinter § 31 des Reichsgesetzes für Jugendwohk 
fahrt wird als Abschnitt Ul a eingefügt: 

„Abschnitt 111 a 

Schutz von Minderjährigen unter 16 Jahren 
in besonderen Fällen 

§ 31a 

(1) Minderjährige unter 16 Jahren, die unehelich 
sind oder deren Eltern nicht nur vorübergehend ge- 
trennt leben, sollen, sofern auf sie nicht die Vor- 
schriften des Abschnitts 111 ohnehin anzuwenden 
sind, durch das Jugendamt unter die Aufsicht des 
Jugendamts gestellt werden, wenn ihr Wohl es 
erfordert. Gegen die Entscheidung des Jugendamts 
kann das Vormundschaftsgericht angerufen werden. 

(2) Ist ein Minderjähriger gemäß Absatz 1 unter 
die Aufsicht des Jugendamts gestellt, so sind 

a) auf eheliche Minderjährige, die sich bei 
dem Vater oder der Mutter, und auf un- 
eheliche Minderjährige, die sich bei der 
Mutter befinden, § 24 Abs. 1, 2 und die 
§§ 26 und 31, 

b) auf uneheliche Minderjährige, die sich 
dauernd oder nur für einen Teil des Tages, 
jedoch regelmäßig, bei Verwandten oder 
Verschwägerten bis zum dritten Grade be- 
finden, die §§ 20, 22, 23, 24 Abs. 1, 2 und 
die §§ 26, 27 und 31 

entsprechend anzuwenden. 

(3) Die vorstehenden Vorschriften sind auf ehe- 
liche Minderjährige nicht anzuwenden, wenn das 
Gericht nach § 1672 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entschieden hat, welchem Elternteil die elterliche Ge- 
walt oder die Sorge für die Person des Kindes zu- 
steht. 

§ 31b 

(1) Minderjährige unter 16 Jahren, die bei ihrem 
Lehrherrn oder Arbeitgeber untergebracht sind, kön- 
nen durch das Jugendamt unter die Aufsicht des 
Jugendamts gestellt werden, wenn ihr Wohl es er- 
fordert. Gegen die Entscheidung des Jugendamts 
kann das Vormundschaftsgericht angerufen werden. 

(2) Ist ein Minderjähriger gemäß Absatz 1 unter 
die Aufsicht des Jugendamts gestellt, so sind 
§ 24 Abs. 1, 2 und §§ 26, 27, 31 entsprechend an- 
zuwenden.“ 


Artikel V 

Der Abschnitt IV des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird wie folgt geändert: 

1. In den Überschriften des Abschnitts IV und des 
^ Unterabschnitts 4 fallen die Worte „Anstalts- 
und" weg. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel IV 

entfällt 


Ar tikel V 

Der Abschnitt IV des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Mit der Geburt eines unehelichen 
Kindes wird das Jugendamt des Geburtsorts 
Amtsvormund, wenn die Mutter Deutsche im 
Sinne des Grundgesetzes ist; das gleiche gilt, 
wenn die Mutter staatenlos ist und ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetz hat.“ 


b) In Absatz 3 werden die Worte „Deutschen 
Reiche“ durch die Worte „Geltungsbereich 
dieses Gesetzes“ ersetzt. 

3. § 43 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 43 

(1) Das Jugendamt hat über seine Verpflich- 
tung nach § 1694 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
hinaus das Vormundschaftsgericht bei allen 
Maßnahmen zu unterstützen, welche die Sorge 
für die Person Minderjähriger betreffen. Vor 
Entscheidungen in den Fällen der §§ 3, 1634, 
1666, 1671, 1672, 1727, 1728 Abs. 2, des § 1729 
Abs. 2, des § 1750 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs und des § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 3 des 
Ehegesetzes hat das Vormundschaftsgericht das 
zuständige Jugendamt zu hören. Soll ein Kind 
von einem fremden Staatsangehörigen an Kindes 
Statt angenommen werden oder hat der Anneh- 
mende seinen Wohnsitz im Ausland, so hat das 
Jugendamt im Einvernehmen mit dem Landes- 
jugendamt Stellung zu nehmen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

la. § 32 wird wie folgt gefaßt; 

♦ 

„§ 32 

Das Jugendamt wird Vormund in den durch 
die folgenden Bestimmungen vorgesehenen Fäl- 
len (Amtsvormundschaft). Es überträgt die Aus- 
übung der vormundschaftlichen Obliegenheiten 
einzelnen seiner Beamten oder Angestellten, Im 
Umfang der Übertragung sind die Beamten und 
Angestellten zur gesetzlichen Vertretung der 
Mündel befugt. Die Übertragung gehört nicht zu 
den laufenden Geschäften im Sinne des § 9 c." 

2. § 35 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

(1) Mit der Geburt eines unehelichen Kin- 
des wird das Jugendamt des Geburtsorts 
Amtsvormund, wenn die Mutter Deutsche im 
Sinne des Grundgesetzes ist; das gleiche gilt, 
wenn die Mutter staatenlos oder Flüchtling 
im Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Bun- 
desgesetzbl. 1953 II S. 559) ist und ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hat. Wird die Unehelichkeit 
des Kindes erst später festgestellt oder ergibt 
sich seine Unehelichkeit daraus, daß der Ehe- 
mann seiner Mutter für tot erklärt oder des- 
sen Todeszeit gerichtlich festgestellt wird, so 
erlangt das Jugendamt die Vormundschaft, in 
dessen Bezirk das Kind in dem Zeitpunkt, in 
dem die gerichtliche Entscheidung rechtskräf- 
tig wird, seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat." 

b) unverändert 


3. § 43 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

§ 43 

(1) Das Jugendamt hat über seine Verpflichtun- 
gen nach § 1694 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
hinaus das Vormundschaftsgericht bei allen Maß- 
nahmen zu unterstützen, welche die Sorge für 
die Person Minderjähriger betreffen. In den Fäl- 
len des § 1597 Abs. 1 bis 3 und in den ent- 
sprechenden Fällen der §§ 1721, 1735 a sowie in 
den Fällen der §§ 3, 1634, 1666, 1671, 1672, des 
§ 1707 Abs. 2, des § 1727, des § 1728 Abs. 2, des 
§ 1729 Abs. 2, der §§ 1751, 1770 a, 1770 b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und des § 1 Abs. 2, 
des § 3 Abs. 3 des Ehegesetzes hat das Vormund- 
schaftsgericht vor der Entscheidung das zustän- 
dige Jugendamt zu hören. In den Fällen des 
§ 1751 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hat das 
Vormundschaftsgericht außerdem das zuständige 
Landesjugendamt zu hören, wenn das Kind von 
einem fremden Staatsangehörigen an Kindes 
Statt angenommen werden soll, oder wenn der 
Annehmende seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland hat. 
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(2) Bei Gefahr im Verzüge kann das Vor- 
mundschaftsgericht einstweilige Anordnungen 
auch schon vor Anhörung des Jugendamts tref- 
fen, Es kann das Jugendamt mit der Ausfüh- 
rung der Anordnungen aus § 1631 Abs. 2 und 
§ 1634 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs und mit dessen Einverständnis auch mit 
der Ausführung sonstiger Anordnungen be- 
trauen. 

(3) Das Jugendamt hat sich auf Verlangen 
des Vormundschaftsgerichts über die Höhe des 
Unterhalts für Minderjährige gutachtlich zu 
äußern." 

4. Als § 43 a wird eingefügt: 

♦ „§ 43 a 

(1) Das Landesjugendamt kann auf Antrag 
des Jugendamts Beamte und Angestellte des 
Jugendamts ermächtigen, Verpflichtungserklä- 
rungen nach §§ 1708, 1715 des Bürgerlidien Ge- 
setzbuchs und Erklärungen nach §§ 1718, 1720 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beur- 
kunden und die in § 1706 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Erklärungen zu 
beglaubigen. 

(2) Aus Urkunden, welche die Verpflich- 
tung zur Erfüllung von Ansprüchen nach §§ 1708, 
1715 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum Gegen- 
stand haben und die von einem Beamten oder 
Angestellten des Jugendamts innerhalb der 
Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorge- 
schriebenen Form aufgenommen sind, findet die 
Zwangsvollstreckung statt, wenn die Erklärung 
die Zahlung einer bestimmten Geldsumme be- 
trifft und der Schuldner sich in der Urkunde der 
sofortigen Zwangsvollstreckung unterworfen 
hat. Auf die Zwangsvollstreckung sind die Vor- 
schriften, welche für die Zwangsvollstreckung 
aus gerichtlichen Urkunden nach § 794 Abs. 1 
Nr. 5 der Zivilprozeßordnung gelten, mit folgen- 
den Maßgaben entsprechend anzuwenden: 

a) die vollstreckbare Ausfertigung wird 
von dem Beamten oder Angestellten 
des Jugendamtes erteilt, der für die 
Beurkundung der Verpflichtungserklä- 
rung zuständig ist; 

b) über Einwendungen, welche die Zu- 
lässigkeit der Vollstreckungsklausel 
betreffen, und über die Erteilung einer 
weiteren vollstreckbaren Ausfertigung 
entscheidet das für das Jugendamt zu- 
ständige Amtsgericht, 

(3) Auf die Beurkundung sind die §§ 168 bis 
180 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend anzu- 
wenden. Sie ist gebührenfrei." 

5. § 47 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 47 

(1) Vorstände von rechtsfähigen Vereinen, 
die vom Landesjugendamt für geeignet erklärt 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Wirkt das Vormundschaftsgericht bei der 
Sicherung des Unterhalts eines Minderjährigen 
mit, so hat sidi das Jugendamt auf Verlangen 
über die Höhe des Unterhalts gutachtlich zu 
äußern." 

4. unverändert 


5. § 47 wird wie folgt gefaßt: 

^ »§ 47 

(1) Rechtsfähige Vereine, die vom Landes- 
jugendamt für geeignet erklärt sind, können auf 
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sind, können auf ihren Antrag zu Vormündern, 
Pflegern oder Beiständen bestellt werden. Ihnen 
können einzelne Rechte und Pflichten des Vor- 
mundes übertragen werden, wenn sie den An- 
trag darauf beschränken. Das Jugendamt muß 
in den Fällen, in denen es Vormund des Min- 
derjährigen ist, vorher gehört werden. 


(2) Auf die Vereinsvormundschaft finden die 
§§ 33, 40, 41 und 44 mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß ein Gegenvormund bestellt werden 
kann. “ 


Artikel VI 

Der Abschnitt VI des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird durch folgende neue Fassung er- 
setzt: 

„Abschnitt VI 

Erziehungsbeistandschaft, Freiwillige 
Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

1. Erziehungsbeistandschaft 

§ 56 

Für einen Minderjährigen, dessen leibliche, gei- 
stige oder seelische Entwicklung gefährdet ist, ist 
ein Erziehungsbeistand zu bestellen, wenn diese 
Maßnahme zur Abwendung der Gefahr geboten 
und ausreichend erscheint. 

§ 57 

(1) Das Jugendamt bestellt den Erziehungsbei- 
stand auf Antrag der Personensorgeberechtigten. 

(2) Der Erziehungsbeistand ist durch eine andere 
Person zu ersetzen, wenn es das Wohl des Minder- 
jährigen erfordert. 

§ 58 

(1) Wird ein Erziehungsbeistand nicht nach § 57 
bestellt, so ordnet das Vormundschaftsgericht die 
Bestellung eines Erziehungsbeistands an. Der Er- 
ziehungsbeistand ist sodann vom Jugendamt zu 
bestellen. § 57 Abs. 2 ist anzuwenden. 

(2) Das Vormundschaftsgericht entscheidet von 
Amts wegen oder auf Antrag. Antragsberechtigt 
ist jeder Personensorgeberechtigte und das Jugend- 
amt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

ihren Antrag zu Vormündern, Pflegern oder Bei- 
ständen bestellt werden. Ihnen können einzelne 
Rechte und Pflichten des Vormundes übertragen 
werden, wenn sie den Antrag darauf beschrän- 
ken. Das Jugendamt muß in den Fällen, in denen 
es Vormund des Minderjährigen ist, vorher ge- 
hört werden. 

(la) Der Verein bedient sich bei der Aus- 
übung der vormundschaftlichen Obliegenheiten 
einzelner seiner Mitglieder. Dies ist nicht zu- 
lässig, wenn das Mitglied den Minderjährigen in 
einem Heim des Vereins als Erzieher betreut. 

(Ibj Für ein Verschulden eines Mitglieds ist 
der Verein dem Mündel in gleicher Weise ver- 
antwortlich, wie für ein Verschulden eines ver- 
fassungsmäßig berufenen Vertreters. 

(2) unverändert 


Artikel VI 

Der Abschnitt VI des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt wird durch folgende Fassung ersetzt: 

„Abschnitt VI 

Erziehungsbeistandschaft, Freiwillige 
Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

?. Erziehungsbeistandschaft 
§ 56 

Für einen Minderjährigen, dessen leibliche, gei- 
stige oder seelische Entwicklung gefährdet oder ge- 
schädigt ist, ist ein Erziehungsbeistand zu bestellen, 
wenn diese Maßnahme zur Abwendung der Gefahr 
oder zur Beseitigung des Schadens geboten und 
ausreichend erscheint. 

§ 57 

unverändert 


§ 58 

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 56 vor, 
wird aber ein Erziehungsbeistand nicht nach § 57 
bestellt, so ordnet das Vormundschaftsgericht die 
Bestellung an. Der Erziehungsbeistand ist sodann 
vom Jugendamt zu bestellen. § 57 Abs. 2 ist anzu- 
wenden. 

(2) unverändert 
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(3) Vor der Beschlußfassung sind die Antrags- 
berechtigten und der Minderjährige zu hören, so- 
weit sie erreichbar sind. 

(4) Der Beschluß des Vormundschaftsgerichts ist 
den in Absatz 2 Satz 2 Genannten und dem Min- 
derjährigen, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet 
hat, bekanntzugeben. Die Begründung des Beschlus- 
ses ist dem Minderjährigen nicht mitzuteilen, so- 
weit sich aus ihrem Inhalt Nachteile für seine Er- 
ziehung ergeben können. 

(5) Hat ein Vormundschaftsgericht entschieden, 
in dessen Bezirk der Minderjährige nicht seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsort hat, so soll die Sache 
auf Antrag des Jugendamts gemäß § 46 des Reichs- 
gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, sofern nicht besondere Gründe da- 
gegen sprechen, an das Vormundschaftsgericht ab- 
gegeben werden, in dessen Bezirk der Minder- 
jährige seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. 

§ 59 

(1) Der Erziehungsbeistand unterstützt die Per- 
sonensorgeberechtigten bei der Erziehung. Er steht 
dem Minderjährigen mit Rat und Hilfe zur Seite und 
berät ihn auch bei Verwendung seines Arbeitsver- 
dienstes. Er hat bei der Ausübung seines Amts 
das Recht auf Zutritt zu dem Minderjährigen. 


(2) Der Erziehungsbeistand hat dem Jugendamt 
und, falls er auf Grund eines Beschlusses des Vor- 
mundschaftsgerichts bestellt ist, auch dem Vor- 
mundschaftsgericht auf Verlangen zu berichten. Er 
hat jeden Umstand unverzüglich mitzuteilen, der 
Anlaß geben könnte, weitere erzieherische Maß- 
nahmen zu treffen. 

§ 60 

Die Personensorgeberechtigten, der Arbeitgeber, 
die Lehrer und Personen, bei denen sich der Minder- 
jährige nicht nur vorübergehend aufhält, sind ver- 
pflichtet, dem Erziehungsbeistand Auskunft zu ge- 
ben. 


§ 61 

(1) Die Erziehungsbeistandschaft endet mit der 
Volljährigkeit, bei einem minderjährigen Mädchen 
mit dessen Eheschließung. 

(2) Die Erziehungsbeistandschaft ist aufzuheben, 
wenn der Erziehungszweck erreicht oder die Er- 
reichung des Erziehungszwecks anderweitig sicher- 
gestellt ist. Sie ist insbesondere aufzuheben, wenn 
die Ausführung der Freiwilligen Erziehungshilfe 
oder der Fürsorgeerziehung beginnt. Sie ist ferner 
aufzuheben, wenn im Fall des § 57 Abs 1 ein Per- 
sonensorgeberechtigter die Aufhebung beantragt. 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 59 

(1) Der Erziehungsbeistand unterstützt die Per- 
sonensorgeberechtigten bei der Erziehung. Er steht 
dem Minderjährigen mit Rat und Hilfe zur Seite und 
berät ihn auch bei Verwendung seines Arbeitsver- 
dienstes. Er hat bei der Ausübung seines Amts 
das Recht auf Zutritt zu dem Minderjährigen. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 

(2) unverändert 


§ 60 

unverändert 


§ 60a 

Das Jugendamt hat den Erziehungsbeistand zu 
beraten und bei seiner Tätigkeit zu unterstützen. 

§ 61 

(1) Die Erziehungsbeistandschaft endet mit der 
Volljährigkeit. 

(2) unverändert 


14 



Deutscher Bundestag — • 3. Wahlperiode 


Drucksache 2854 


Entwurf 

Für die Aufhebung ist in den Fällen des § 57 Abs. 1 
das Jugendamt, in den übrigen Fällen das Vor- 
mundschaftsgericht zuständig. 

2. Freiwillige Erziehungshilfe und 
Fürsorgeerziehung 

§ 62 

Einem Minderjährigen, der das 20. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat und dessen leibliche, gei- 
stige oder seelische Entwicklung gefährdet oder 
geschädigt ist, ist Freiwillige Erziehungshilfe zu 
gewähren, wenn diese Maßnahme zur Abwendung 
der Gefahr oder zur Beseitigung des Schadens ge- 
boten ist und die Personensorgeberechtigten bereit 
sind, die Durchführung der Freiwilligen Erziehungs- 
hilfe zu fördern. 

§ 63 

Das Landes jugendamt gewährt Freiwillige Er- 
ziehungshilfe auf schriftlichen Antrag der Per- 
sonensorgeberechtigten. Der Antrag ist bei dem 
Jugendamt zu stellen. Das Jugendamt nimmt zu 
dem Antrag Stellung. 

§ 64 

Das Vormundschaftsgericht ordnet für einen Min- 
derjährigen, der das 20. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hat, Fürsorgeerziehung an, wenn sie erfor- 
derlich ist, weil der Minderjährige zu verwahr- 
losen droht oder verwahrlost ist. Fürsorgeerziehung 
darf nur angeordnet werden, wenn keine andere Er- 
ziehungsmaßnahme ausreicht oder gewährt werden 
kann. 

§ 65 

(1) Das Vormundschaftsgerl dit entscheidet von 
Amts wegen oder auf Antrag. Antragsberechtigt 
sind das Jugendamt, das Landes jugendamt und je- 
der Personensorgeberechtigte. Der Kreis der An- 
tragsberechtigten kann durch Landesrecht erweitert 
werden. 

(2) Vor der Entscheidung sind die Antragsbe- 
rechtigten und der Minderjährige zu hören. Das 
Vormundschaftsgericht soll die Personensorgebe- 
rechtigten und den Minderjährigen mündlich an- 
hören, soweit dies ohne erhebliche Schwierigkeiten 
geschehen kann. Der Kreis der Anzuhörenden kann 
durch Landesrecht erweitert werden. 

(3) Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen. 
Er ist den Antragsberechtigten und, wenn Fürsor- 
geerziehung angeordnet wird, dem Minderjährigen, 
wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, zuzu- 
stellen. § 58 Abs. 4 Satz 2 ist anzuwenden. 

(4) Gegen den Beschluß steht den in Absatz 3 
Satz 2 Genannten die sofortige Beschwerde mit auf- 
schiebender Wirkung zu. 

(5) § 58 Abs. 5 ist anzuwenden. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


2. Freiwillige Erziehungsbeihilfe und 
Fürsorgeerziehung 

§ 62 

unverändert 


§ 63 

unverändert 


§ 64 

Das Vormundschaftsgericht ordnet für einen Min- 
derjährigen, der das 20. Lebensjahr nicht nicht voll- 
endet hat, Fürsorgeerziehung an, wenn sie erfor- 
derlich ist, weil der Minderjährige zu verwahr- 
losen droht oder verwahrlost ist.* Fürsorgeerziehung 
darf nur angeordnet werden, wenn keine aus- 
reichende andere Erziehungsmaßnahme gewährt 
werden kann. 

§ 65 

unverändert 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§ 66 

(1) unverändert 


§ 66 

(1) Das Vormundschaftsgeridit kann im Ver- 
fahren nach § 64 zur Beurteilung der Persönlichkeit 
des Minderjährigen die Untersuchung durch einen 
Sachverständigen anordnen. 

(2) Zur Vorbereitung des Sachverständigengut- 
achtens kann das Vormundschaftsgericht die Unter- 
bringung des Minderjährigen bis zu sechs Wochen 
in einer für die pädagogische, medizinische oder 
psychologische Beobachtung und Beurteilung ge- 
eigneten Einrichtung anordnen. Erweist sich diese 
Zeit als nicht ausreichend, so kann das Vormund- 
schaftsgericht die Unterbringung durch Beschluß 
verlängern. Die Dauer der Unterbringung darf ins- 
gesamt drei Monate nicht überschreiten. Das Grund- 
recht der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. 

(3) Gegen einen Beschluß nach Absatz 1 und 2 
steht den in § 65 Abs. 1 Satz 2 Genannten die so- 
fortige Beschwerde mit aufschiebender Wirkung zu. 


§ 67 

(1) Bei Gefahr im Verzüge kann das Vormund- 
schaftsgericht die vorläufige Fürsorgeerziehung an- 
ordnen. 

(2) Gegen die Anordnung der vorläufigen Für- 
sorgeerziehung steht den in § 65 Abs. 1 Satz 2 
Genannten und dem Minderjährigen, wenn er das 
14. Lebensjahr vollendet hat, die sofortige Be- 
schwerde zu, Sie hat keine aufschiebende Wirkung. 
§ 18 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist nicht an- 
zuwenden. 

(3) Die vorläufige Fürsorgeerziehung kann ne- 
ben einer Unterbringung nach § 66 Abs. 2 an ge- 
ordnet werden. 

(4) Ist die vorläufige Fürsorgeerziehung ange- 
ordnet, so kann die endgültige Fürsorgeerziehung 
auch noch angeordnet werden, nachdem der Min- 
derjährige das 20. Lebensjahr vollendet hat. 

(5) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn das 
Vormundschaftsgericht die Anordnung der endgül- 
tigen Fürsorgeerziehung ablehnt oder innerhalb 
von sechs Monaten keinen die Fürsorgeerziehung 
anordnenden Beschluß erlassen hat. 

§ 68 

(1) Das Vormundschaftsgericht kann das Ver- 
fahren auf Anordnung der Fürsorgeerziehung durch 
Beschluß bis zu einem Jahr aussetzen. Die Aus- 
setzung kann aus besonderen Gründen durch Be- 
schluß des Vormunds chaftsgerichts auf höchstens 
ein weiteres Jahr verlängert werden. Eine vor- 
läufige Fürsorgeerziehung ist durch die Aussetzung 
aufgehoben. Uber das vollendete 20. Lebensjahr 
hinaus kann das Verfahren nicht ausgesetzt wer- 
den. 


(2) unverändert 


(3) Gegen einen Beschluß nach Absatz 1 und 2 
steht den nach § 65 Abs. 1 Satz 2 und 3 Antrags- 
berechtigten die sofortige Beschwerde mit aufschie- 
bender Wirkung zu. 

§ 67 

(1) unverändert 


(2) Gegen die Anordnung der vorläufigen Für- 
sorgeerziehung steht den nach § 65 Abs. 1 Satz 2 
und 3 Antragsberechtigten und dem Minderjährigen, 
wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, die sofor- 
tige Beschwerde zu. Sie hat keine aufschiebende 
Wirkung. § 18 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ist nicht anzuwenden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 68 

(1) unverändert 
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(2) Gegen die Aussetzung steht dem Jugendamt, 
dem Landesjugendamt und den Personensorgebe- 
rechtigten die sofortige Beschwerde zu. 

(3) Für die Dauer der Aussetzung hat das Vor- 
munds chaftsgericht die Bestellung eines Erziehungs- 
beistands anzuordnen. 

§ 69 

(1) Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorge- 
erziehung werden vom Lande sjugendamt unter Be- 
teiligung des Jugendamts ausgeführt. 

(2) Die Fürsorgeerziehung ist mit Rechtskraft, 
die vorläufige Fürsorgeerziehung mit Erlaß des Be- 
schlusses ausführbar. 

(3) Die Freiwillige Erziehungshilfe und die Für- 
sorgeerziehung werden unter Aufsicht des Landes- 
jugendamts in der Regel in einer geeigneten Fa- 
milie oder in einem Heim durchgeführt. Eine nicht 
nur vorläufig angeordnete Fürsorgeerziehung kann 
widerruflich in der eigenen Familie des Minder- 
jährigen unter Aufsicht des Landesjugendamts fort- 
gesetzt werden, wenn dadurch ihr Zweck nicht ge- 
fährdet wird. Die Aufsicht erstreckt sich darauf, 
daß das leibliche, geistige und seelische Wohl des 
Minderjährigen gewährleistet ist. 

(4) Bei Ausführung der Fürsorgeerziehung gilt 
das Lande sjugendamt für alle Rechtsgeschäfte, 
welche die Eingehung, Änderung oder Aufhebung 
eines Arbeits- oder Berufsausbildungsverhältnisses 
oder die Geltendmachung der sich aus einem sol- 
chen Rechtsverhältnis ergebenden Ansprüche be- 
treffen, als gesetzlicher Vertreter des Minderjähri- 
gen. Es ist auch befugt, den Arbeitsverdienst und 
die Renten des Minderjährigen zu verwalten und 
für ihn zu verwenden. 

(5) Bei Ausführung der Fürsorgeerziehung ist 
das Lande sjugendamt befugt, die Entmündigung 
eines Minderjährigen wegen Geisteskrankheit oder 
Geistesschwäche zu beantragen. 

§ 70 

Die Fürsorgeerziehung eines Minderjährigen ist 
von dem. Landes jugendamt auszuführen, in dessen 
Bezirk das Vormundschaftsgericht seinen Sitz hat. 


§ 71 

(1) Das Lande sjugendamt bestimmt den Aufent- 
halt des Minderjährigen. Für die Unterbringung 
in Fürsorgeerziehung werden die Grundrechte der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 
des Grundgesetzes) insoweit eingeschränkt. 

(2) Ist mit der Durchführung der Freiwilligen 
Erziehungshilfe eine Freiheitsentziehung im Sinne 
des Artikels 104 Abs, 2 des Grundgesetzes ver- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(2) Gegen die Aussetzung steht den nach § 65 
Abs. 1 Satz 2 und 3 Antragsberechtigten die sofor- 
tige Beschwerde zu. 

(3) unverändert 

§ 69 

unverändert 


§ 70 

Die Fürsorgeerziehung eines Minderjährigen ist 
von dem Landesjugendamt auszuführen, in dessen 
Bezirk das Vormundschaftsgericht seinen Sitz hat. 

Wird die Fürsorgeerziehung vom Jugendgericht an- 
geordnet, so ist sie von dem Landesjugendamt aus- 
zuführen, das zuständig wäre, wenn das Vormund- 
schaftsgericht die Fürsorgeerziehung angeordnet 
hätte. 

§ 71 

(1) Das Landesjugendämt bestimmt den Aufent- 
halt des Minderjährigen. Für die Unterbringung 
in Fürsorgeerziehung werden die Grundrechte der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) insoweit eingeschränkt. 

Absatz 2 entfällt 
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bunden, so bedarf die Unterbringung der ausdrück- 
lichen Zustimmung der Personensorgeberechtigten) 
ist der Personensorgeberechtigte ein Vormund oder 
Pfleger, so bedarf die Unterbringung auch der Ge- 
nehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

(3) Der Minderjährige ist in einer Familie oder 
einem Heim unterzubringen, in denen die Erzie- 
hung nach den Grundsätzen seiner Kirche, Reli- 
gionsgesellschaft oder Weltansdiauungsgemein- 
sdiaft durchgeführt wird. Davon kann abgesehen 
werden, wenn eine geeignete Familie oder ein 
geeignetes Heim nicht vorhanden ist oder beson- 
dere erzieherische Bedürfnisse des Minderjährigen 
es erfordern; seine religiöse Betreuung muß ge- 
sichert sein. 

(4) Minderjährige, die keiner Kirdie oder son- 
stigen Religionsgemeinschaft und keiner Welt- 
anschauungsgemeinschaft angehören, sollen nach 
Möglichkeit nur mit Einverständnis der Per- 
sonensorgeberechtigten oder, wenn sie das 14. Le- 
bensjahr vollendet haben, nur mit ihrem Einver- 
ständnis in einer Familie oder einem Heim unter- 
gebracht werden, in denen die Erziehung nach den 
Grundsätzen einer bestimmten Kirdie, Religions- 
gesellsdiaft oder Weltansdiauungsgemeinsdiaft 
durchgeführt wird. 

(5) Den Personensorgebereditigten ist unverzüg- 
lich mitzuteilen, wo der Minderjährige unterge- 
bracht ist. Auch die Eltern, denen das Sorgerecht 
nicht zusteht, sind zu unterrichten, soweit sie er- 
reichbar sind. Ist Fürsorgeerziehung angeordnet, 
so ist auch dem Vormundschaftsgericht der Ort 
der Unterbringung mitzuteilen. 


§ 72 

Das Landesjugendamt soll zur Durchführung der 
Freiwilligen Erziehungshilfe und der Fürsorgeer- 
ziehung für die erforderliche Differenzierung der 
Einrichtungen und Heime nach der zu leistenden 
Erziehungsaufgabe sorgen. 

§ 73 

Ist Fürsorgeerziehung angeordnet, so hat das 
Landesjugendamt dem Vormundschaftsgericht über 
die Entwicklung des Minderjährigen und die Aus- 
sichten, die Fürsorgeerziehung aufzuheben, jähr- 
lich mindestens einmal zu berichten. 

§ 74 

Das Nähere über die Ausfühnmg der Freiwilli- 
gen Erziehungshilfe und der Fürsorgeerziehung 
wird durch Landesrecht geregelt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


(3) Der Minderjährige soll in einer Familie oder 
einem Heim untergebracht werden, in denen die 
Erziehung nach den Grundsätzen seiner Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemein- 
schaft durchgeführt wird. Davon kann abgesehen 
werden, wenn eine geeignete Familie oder ein ge- 
eignetes Heim nicht vorhanden ist oder besondere 
erzieherische Bedürfnisse des Minderjährigen es 
erfordern; seine religiöse Betreuung muß gesichert 
sein. 

(4) Minderjährige, die keiner Kirche oder son- 
stigen Religionsgesellschaft und keiner Welt- 
anschauungsgemeinschaft angehören, sollen nach 
Möglichkeit nur mit Einverständnis der Per- 
sonensorgeberechtigten oder, wenn sie das 44. Le- 
bensjahr vollendet haben, nur mit ihrem Einver- 
ständnis in einer Familie oder einem Heim unter- 
gebracht werden, in denen die Erziehung nach den 
Grundsätzen einer bestimmten Kirche, Religions- 
gesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft 
durchgeführt wird. 

(5) Den Personensorgeberechtigten ist unverzüg- 
lich mitzuteilen, wo der Minderjährige untergebracht 
ist. Auch die Eltern, denen das Sorgerecht nicht zu- 
steht, sind zu unterrichten, soweit sie erreichbar 
sind. Das Vonnundschaftsgericht kann auf Antrag 
des Landes] ugendamts anordnen, daß der Unter- 
bringungsort nicht mitzuteilen ist, wenn durch die 
Mitteilung der Erziehungszweck ernstlich gefährdet 
wird. Gegen den anordnenden Beschluß steht den 
Personensorgebereditigten und den Eltern, gegen 
den ablehnenden Beschluß dem Landesjugendamt 
die sofortige Beschwerde zu. Sie hat keine auf- 
schiebende Wirkung. 

(6) Ist Fürsorgeerziehung angeordnet, so ist auch 
dem Vormundschaftsgericht der Ort der Unterbrin- 
gung mitzuteilen. 

§ 72 

unverändert 


§ 73 

unverändert 


§ 74 

(1) Das Nähere über die Ausführung der Frei- 
willigen Erziehungshilfe und der Fürsorgeerziehung 
wird durch Landesrecht geregelt. 
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5 75 

(1) Die Freiwillige Erziehungshilfe und die Für- 
sorgeerzieihuTig enden mit der Volljährigkeit, bei 
einem minderjährigen Mädchen mit dessen Ehe- 
schließung. 

(2) Die Freiwillige Erziehungshilfe oder die Für- 
sorgeerziehung ist aufzuheben, wenn ihr Zweck er- 
reicht oder anderweitig sidiergestellt ist. Erfordern 
erhebliche, fadiärztlidi nachgewiesene geistige oder 
seeliisdie Regelwidrigkeiten des Minder] äh riigen 
eine andere Form der Hilfe, so ist die Freiwillige 
Erziehungshilfe oder die Fürsorgeerziehung erst 
aufzuheben, wenn die andere Form der Hilfe ge- 
sichert ist. Die Fürsorgeerziehung kann auch unter 
Vorbehalt des Widerrufs aufgehoben werden. 

(3) Die Freiwillige Erziehungshilfe ist vom Lan- 
desjugendamt unverzüglich aufzuheben, wenn ein 
Personensorgeberechtigter die Aufhebung beim 
Landesjugendamt beantragt. 

(4) Die Fürsorgeerziehung wird durch das Vor- 
mundsdiaftsgericht von Amts wegen oder auf An- 
trag aufgehoben. Der Antrag kann von dem Ju- 
gendamt, dem Lande sjugendamt, von einem Per- 
sonensorgeberechtigten und von dem Minderjähri- 
gen selbst, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet 
hat, gestellt werden. 

(5) Das Vormundschaftsgericht hat vor der Auf- 
hebung der Fürsorgeerziehung das Landesjugend- 
amt und das Jugendamt zu hören. Dem Landes- 
jugendamt steht gegen den die Fürsorgeerziehung 
aufhebenden Beschluß die sofortige Beschwerde 
mit aufsdiiebender Wirkung zu. Wird die Aufhe- 
bung abgelehnt, so steht jedem Antragsberechtig- 
ten die Beschwerde zu. 


§ 75 a 

Das gerichtliche Verfahren ist kostenfrei. Die 
nach § 65 Abs. 2 Satz 2 und 3 mündlich zu hören- 
den Personen werden entsprechend den für Zeugen 
geltenden Vorschriften des Gesetzes über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 902) ent- 
schädigt; dies gilt nicht für den Minderjährigen und 
seine Eltern sowie für Behördenvertreter. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(2) Die Landesregierung kann in einem Land, in 
dem am 1. Januar 1961 eine andere landdsreditliche 
Regelung bestand, die Zuständigkeit der Landes- 
jugendämter nach diesem Abschnitt anderen Behör- 
den übertragen. 

§ 75 

(1) Die Freiwillige Erziehungshilfe und die Für- 
sorgeerziehung enden mit der Volljährigkeit. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Fürsorgeerziehung wird durch das Vor- 
mundschaftsgericht von Amts wegen oder auf An- 
trag aufgehoben. Der Antrag kann von den nach 
§ 65 Abs. 1 Satz 2 und 3 Antragsberechtigten und 
von dem Minderjährigen selbst, wenn er das 14. Le- 
bensjahr vollendet hat, gestellt werden. 

(5) unverändert 


(6) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, 
daß für die Entscheidung über die Aufhebung der 
Fürsorgeerziehung nach Absatz 4 anstelle des Vor- 
mundschaftsgerichts das Landes] ugendamt zuständig 
ist mit der Maßgabe, daß der Antragsteller gegen 
die Ablehnung des Antrags innerhalb von zwei 
Wochen seit Zustellung des ablehnenden Bescheides 
die Entscheidung des Vormunds chaftsgerichts an- 
rufen kann; gegen den Beschluß des Vormund- 
schaftsgerichts findet die sofortige Beschwerde statt. 

§ 75 a 

unverändert 
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§ 75 b 

(1) Für eilige, auf Grund dieses Abschnitts zu 
treffende Maßregeln ist neben dem in § 43 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit bezeichneten Gericht einst- 
weilen auch das Gericht zuständig, in dessen Be- 
zirk das Bedürfnis der Fürsorge hervortritt. Das 
Gericht hat die angeordneten Maßnahmen unver- 
züglich dem endgültig zuständigen Gericht mitzu- 
teilen; dieses wird damit ausschließlich zuständig. 

(2) § 43 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
auch anzuwenden, wenn eine Maßnahme des Vor- 
mundschaftsgerichts für einen Minderjährigen er- 
forderlich wird, für den eine Erziehungsbeistand- 
schaft oder ein Fürsorgeerziehungsverfahren an- 
hängig ist." 


Artikel VII 

In das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt wird als 
Abschnitt VII eingefügt: 

„Abschnitt VII 
Heimaufsicht und 

Schutz von Minderjährigen unter 16 Jahren 
in Heimen 

§ 76 

(1) Das Landes jugendamt führt die Aufsicht über 
Heime und andiere Einrichtungen, in denen über- 
wiegend Minderjährige dauernd oder für einen 
Teil des Tages, jedoch regelmäßig, betreut werden 
oder 'Unterkunft erhalten. Satz 1 gilt nicht für 
Jugendbildungs-, Jugendfreizeitstätten und Studen- 
tenwohnheime. 


(2) In den der Heimaufsicht unterliegenden Ein- 
richtungen muß die Betreuung der Minderjährigen 
durch geeignete Kräfte gesichert sein. 


(3) Der Träger der Einrichtung hat dem Landes- 
jugendamt zu melden: 

a) Personalien und Art der Ausbildung des 
Leiters und der Erzieher der Einrichtung, 

b) jährlich die Platzzahl und ihre Änderung, 

c) die Änderung der Zweckbestimmung der 
Einrichtung, 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§ 75 b 

unverändert 


Artikel VII 

In das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt wird als 
Abschnitt VII eingefügt: 

„Abschnitt VII 
Heimaufsicht und 

Schutz von Minderjährigen unter 16 Jahren 
in Heimen 

§ 76 

(1) Das Landes jugendamt führt die Aufsicht 
über Heime und andere Einrichtungen, in denen 
Minderjährige dauernd oder zeitweise, ganztägig 
oder für einen Teil des Tages, jedoch regelmäßig, 
betreut werden oder Unterkunft erhalten. Satz 1 
gilt nicht für Jugendbildungis-, Jugenjdfreizeitstät- 
ten, Studentenwohnheime und Schülerwohnheime, 
soweit sie landesgesetzlich der Schulaufsicht unter- 
stehen. 

(1 a) Die Aufsicht erstreckt sich darauf, daß in 
den Einrichtungen das leibliche, geistige und see- 
lische Wohl der Minderjährigen gewährleistet ist. 
Die Selbständigkeit der Träger der Einrichtungen in 
Zielsetzung und Durchführung ihrer erzieherischen 
Aufgaben bleibt unberührt, sofern das Wohl der 
Minderjährigen nicht gefährdet wird. 

(2) In den der Heimaufsicht unterliegenden Ein- 
richtungen muß die Betreuung der Minderjährigen 
durch geeignete Kräfte gesichert sein, über die 
Voraussetzungen der Eignung sind Vereinbarungen 
mit den Trägern der freien Jugendhilfe anzustre- 
ben. 

(3) unverändert 
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d) unverzüglich unter Angabe der Todesur- 
sache den Todesfall eines in einer Ein- 
richtung nach Absatz 1 betreuten Minder- 
jährigen. 

(4) Das Lanidesjugendamt soll die Einhaltimig der 
Vorschriften der Absätze 2 und 3 in den seiner 
Aufsicht unterliegenden Einrichtungen regelmäßig 
an Ort und Stelle überprüfen. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
Das Landesjugendamt soll das Jugendamt und einen 
zentralen Trägerverb and der freien Wohlfahrts- 
pflege, wenn ihm der Träger der Einrichtung unter- 
steht oder angeschlossen ist, bei 'der Überprüfung 
zuziehen. 


(5) Die oberste Landesbehörde kann den Be- 
trieb von Einrichtungen, die der Heimaufsicht unter- 
liegen, vorübergehend oder auf die Dauer unter- 
sagen, wenn Tatsachen festgestellt werden, die ge- 
eignet sind, das leibliche, geistige oder seelische 
Wohl der in der Einrichtung betreuten Minder- 
jährigen zu gefährden und eine unverzügliche Be- 
seitigung der Gefährdung nicht zu erwarten ist. 

(6) Das Nähere wird durch Landesrecht be- 
stimmt. Nach Landesrecht bestimmt sich auch, ob 
und gegebenenfalls inwieweit Studjentenwohnheime 
einer Aufsicht unterliegen. 


§ 76 a 

(1) Die §§ 20 bis 27 und 31 über den Schutz 
der Pflegekinder sind auf Minderjährige unter 16 
Jahren entsprechend anzuwenden, die dauernd 
oder für einen Teil des Tages, jedoch regelmäßig, in 
Einrichtungen, die der Heimaufsicht nach § 76 Abs. 1 
unterliegen, betreut werden oder Unterkunft er- 
halten. 


(2) Das Landesjugendamt kann Einrichtungen von 
der Anwendung des § 20 widerruflich befreien. Die 
Befreiung kann nur versagt werden, wenn das 
Landes jugendamt Tatsachen feststellt, die die Eig- 
nung einer Einrichtung zur Pflege und Erziehung 
Minderjähriger unter 16 Jahren ausschließen. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 24, 26 und 21 sind 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Steile 
der Jugendämter die Landes Jugendämter treten und 
die Regelung der Aufsichtsbefugnisse dem Landes- 
recht Vorbehalten bleibt. An der Wahrnehmung 
der Rechte und Pflichten nach § 21 kann das Ju- 
gendamt beteiligt werden." 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


(4) Das Landes jugendamt soll die Einhaltung 
der Vorschriften der Absätze 2 und 3 in den seiner 
Aufsicht unterliegenden Einrichtungen regelmäßig 
an Ort und Stelle überprüfen. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
Das Landesjugendamt soll das Jugendamt und 
einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, 
wenn diesem der Träger der Einrichtung angehört, 
bei der Überprüfung zuziehen. 

(4 a) Einem zentralen Träger der freien Jugend- 
hilfe kann auf Antrag die Überprüfung von Ein- 
richtungen eines ihm angehörenden Trägers wider- 
ruflich übertragen werden, wenn dieser dem An- 
trag zustimmt. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 76 a 

(1) Die §§ 20 bis 27 und 31 über den Schutz 
der Pflegekinder sind auf Minderjährige unter 16 
Jahren entsprechend anzuwenden, die dauernd oder 
zeitweise ganztägig oder für einen Teil des Tages, 
jedoch regelmäßig, in Einrichtungen, die der Heim- 
aufsicht nach § 76 Abs. 1 unterliegen, betreut wer- 
den oder Unterkunft erhalten. An die Stelle des Ju- 
gendamtes tritt das Landesjugendamt; die Aufsichts- 
befugnisse werden durch Landesrecht geregelt. An 
der Wahrnehmung der Aufgaben kann das Jugend- 
amt beteiligt werden. 

(2) unverändert 


Absatz 3 entfällt 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Artikel VIII siehe Artikel IX 

In das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt wird 
als Abschnitt VIII eingefügt: 


„Abschnitt VIII 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

' § 76 b siehe§76h 

(1) Wer einen Minderjährigen 

1. dem eingeleiteten gerichtlichen Verfahren 
auf Anordnung der Fürsorgeerziehung 
oder der angeordneten Fürsorgeerziehung 
oder 

2. der gewährten Freiwilligen Erziehungs- 
hilfe gegen den Willen der Personensor- 
geberechtigten 

entzieht oder ihn verleitet, sich zu entziehen, oder 
ihm dabei hilft, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht nach §§ 120, 122 b oder 235 des Strafgesetz- 
buchs mit Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Landes- 
jugendamts verfolgt. Die Zumcknahme des Antrags 
ist zulässig. 


§ 76 c siehe§76i 

Wer ein Heim oder eine Einrichtung für sich oder 
einen anderen fortführt oder fortführen läßt, ob- 
wohl deren Betrieb ihm oder dem anderen durch 
eine nach § 76 Abs. 5 erlassene vollziehbare Ver- 
fügung der obersten Landesbehörde untersagt ist, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 


§ 76 d siehe§76j 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ein Pflegekind ohne die nach § 20 erfor- 
derliche Erlaubnis aufnimmt oder in Pflege 
behält, 

2. einen unehelichen Minderjährigen unter 
16 Jahren ohne die nach § 31 a Abs. 2 
Buchstabe b in Verbindung mit § 20 erfor- 
derliche Erlaubnis aufnimmt oder in Pflege 
behält oder 

3. eine nach § 26 allein oder in Verbindung 
mit § 31 a Abs. 2 oder § 31 b Abs. 2 erfor- 
derliche Anzeige nicht, nicht unverzüglich 
oder unrichtig erstattet. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer als In- 
haber oder Leiter eines Heimes oder einer anderen 
Einrichtung 

1. einen Minderjährigen unter 16 Jahren 
ohne die nach § 76 a Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 20 erforderliche Erlaubnis be- 
treut oder ihm Unterkunft gewährt oder 
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2. eine nach § 76 a Abs. 1 und 3 in Verbin- 
dung mit § 26 erforderliche Anzeige nicht, 
nicht unverzüglich oder unrichtig erstattet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden." 

siehe Artikel IX 


siehe § 76 e 


siehe § 76 f 


siehe § 76 g 


siehe § 76 h 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Artikel VIII 

In das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt wird 
Abschnitt VIII eingefügt: 

„Abschnitt VIII 

Kostentragung bei Hilfen zur Erziehung 
für einzelne Minderjährige 

§ 76b 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für 
Hilfen zur Erziehung für einzelne Minderjährige 
nach §§ 3 oder 4, soweit diese Leistungen von den 
Organen der öffentlichen Jugendhilfe gewährt 
werden. 

§ 76 c 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die 
für die Gewährung der Hilfen zur Erziehung für 
einzelne Minderjährige zuständig sind, tragen die 
Kosten der Hilfe, soweit dem Minderjährigen und 
seinen Eltern die Aufbringung der Mittel aus ihrem 
Einkommen und Vermögen nicht zuzumuten ist. 

(2) Abschnitt 4 des Bundessozialhilfegesetzes 

vom (Bundesgesetzbl. IS....) mit 

Ausnahme der §§ 80, 81 und 86 ist entsprechend 
anzu wenden, soweit in den folgenden Vorschriften 
nichts anderes bestimmt wird. Der Familienzuschlag 
nach § 79 des Bundessozialhilfegesetzes erhöht sich 
auf achtzig Deutsche Mark bei Hilfen zur Erziehung 
für Minderjährige, die in einer Familie außerhalb 
des Elternhauses, in Heimen oder anderen Einrich- 
tungen untergebracht sind. 

(3) Landesrecht kann bestimmen, ob und inwie- 
weit Hilfen nach § 4 unabhängig davon gewährt 
werden, ob dem Minderjährigen und seinen Eltern 
die Aufbringung der Kosten zuzumuten ist. 

(4) Zu allgemeinen Verwaltungsikosten werden 
der Minderjährige und seine Eltern nicht herange- 
zogen. Landesrecht kann bestimmen, inwieweit sie 
zu den Kosten für den zur Erziehung erforderlichen 
Personalbedarf herangezogen werden können. 

§ 76 d 

Für die Überleitung von Ansprüchen gegen Dritte 
und für die Inanspruchnahme eines nach ibürger- 
lichem Recht Unterhaltsverpflichteten sind die 
§§ 90 und 91 des Bundessozialhilfegesetzes entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 76e 

(1) Wird die Hilfe zur Erziehung von einem 
Jugendamt gewährt, dessen Zuständigkeit auf § 7 
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siehe § 76 i 


siehe § 76 j 


Artikel IX 

In das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt wird als 
Abschnitt IX eingefügt: 

„Abschnitt IX 

Kostentragung bei Hilfen zur Erziehung für 
einzelne Minderjährige 

§ 76 e 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für 
Hilfen zur Erziehung für einzelne Minderjährige 
nach §§ 3 oder 4, soweit diese Leistungen von den 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Abs. 1 Satz 2 beruht, so sind die §§ 103 bis 113 
des Bundessozialhilfegesetzes für die Kostenerstat- 
tung zwischen öffentlichen Trägern entsprechend an- 
zuwenden. 

(2) Landesrecht bestimmt, wer für dieses Gesetz 
überörtlicher Träger im Sinne der §§ 106 und 108 des 
Bundessozialhilfegesetzes ist. 

§ 76 f 

(1) Werden zur Durchführung von Hilfen zur 
Erziehung Einrichtungen von Trägern der freien 
Jugendhilfe in Anspruch genommen, sind Verein- 
barungen über die von den öffentlichen Kosten- 
trägern zu erstattenden Kosten anzustreben, soweit 
darüber keine landesrechtlichen Vorschriften be- 
stehen. 

(2) Die Bundesregierung kann im Falle des Ab- 
satzes 1 durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, welche Kostenbestand- 
teile bei den zu erstattenden Kosten zu berücksich- 
tigen sind, 

§ 76g 

(1) Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorge- 
erziehung werden unabhängig davon gewährt, ob 
dem Minderjährigen und seinen Eltern die Aufbrin- 
gung der Kosten zuzumuten ist. Soweit es ihnen 
zuzumuten ist, haben sie zu den Kosten beizutragen. 
Das Nähere zu Satz 2 wird durch Landesrecht be- 
stimmt. 

(2) Die Aufbringung der öffentlichen Mittel ist 
durch Landesrecht für die Freiwillige Erziehungshilfe 
und die Fürsorgeerziehung nach eiinheitlichen 
Grundsätzen zu bestimmen. 

(3) Die Kosten der vorläufigen Fürsorgeerziehung 
fallen dem Kostenträger zur Last, der die Kosten 
einer endgültigen angeordneten Fürsorgeerziehung 
zu tragen hat, und zwar auch dann, wenn die Für- 
sorgeerziehung endgültig nicht angeordnet werden 
ist. 

(4) Im Sinne dieser Vorschrift rechnen die Kosten 
einer Unterbringung nach § 66 Abs. 2 zu den Kosten 
der Fürsorgeerziehung, wenn die vorläufige oder 
endgültige Fürsorgeerziehung angeordnet worden 
ist." 


siehe Artikel VIII 


siehe § 76 b 
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Organen der öffentlichen Jugendhilfe gewährt wer- 
den. 


§ 76 f siehe§76c 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die 
für die Gewährung der Hilfen zur Erziehung für 
einzelne Minderjährige zuständig sind, tragen die 
Kosten der Hilfe, soweit dem Miniderjährigen amd 
seinen Eltern die Ajufbrlngumg der Mittel aus ihrem 
Einkommen und Vemiögen nicht zuzumuten ist. 

(2) Abschnitt 4 des Bundessozialhilfegesetzes 
(Bunldeisgesetzbl. IS... .) ist entsprechend lanzuwen- 
den, soweit in den folgenden Vorschriften nichts 
anderes bestimmt wird. Der Familienzuschlag nadi 
§ 75 deis Bundessozialhilfegesetzes erhöht sich auf 
achtzig Deutsche Mark bei Hilfen zur Erziehung 
für Minderjährige, die in einer Familie außerhalb 
des Elternhauses, in Heimen oder anderen Ein- 
richtungen untergebracht sind. 

(3) Landesrecht kann bestimmen, ob und inwie- 
weit Hilfen nach § 4 unabhängig davon gewährt 
werden, ob dem Minderjährigen und seinen El- 
tern die Aufbringung der Kosten zuzumuten ist, 

(4) Zu allgemeinen Verwaltungskosten werden 
der Minderjährige und seine Eltern nicht herange- 
zogen. Landesrecht kann bestimmen, inwieweit sie 
zu den Kosten für den zur Erziehung erforderlichen 
Personalbedarf herangezogen werden können. 

§ 76 g siehe§76d 

Für die Überleitung von Ansprüchen gegen 
Dritte und für die Inanspruchnahme eines nach 
bürgerlichem Recht Unteiihalts verpflichteten sind 
die §§ 83 und 84 des Bundeissozialhilfegesetzes ent- 
sp rechend lanzuwenden. 

§ 76 h siehe§76e 

(1) Wird die Hilfe zur Erziehung von einem 
Jugendamt gewährt, dessen Zuständigkeit auf § 7 
Abs. 1 Satz 2 beruht, so sind die §§96 bis 106 des 
Bundessozialhilfegesetzes über die Kostenerstat- 
tung zjwischen öffentlichen Trägern entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Landesrecht bestimmt, wer für dieses Gesetz 
überörtlicher Träger im Sinne der §§99 und 101 
des Bundessozialhilfegesetzes ist, 

§76i siehe§76f 

(1) Werden zur Durchführung von Hilfen zur 
Erziehung Einrichtungen von Trägern der freien 
Jugendhilfe in Anspruch genommen, sind Verein- 
barungen über die von den öffentlichen Kosten- 
trägern zu erstattenden Kosten anzustreben, soweit 
darüber keine landesrechtlichen Vorschriften be- 
stehen. 

(2) Die Bundesregierung kann im Falle des Ab- 
satzes 1 durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, welche Kostenbestand- 
teile bei den zu erstattenden Kosten zu berücksich- 
tigen sind. 
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5 76j 

(1) Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeer- 
ziehung werden unabhängig davon gewährt, ob 
dem Minderjährigen und seinen Eltern die Auf- 
bringung der Kosten zuzumuten ist Soweit es ihnen 
zuzumuten ist, haben sie zu den Kosten bei- 
zutragen. Das Nähere zu Satz 2 wird durch Landes- 
recht bestimmt. 

(2) Die Aufbringung der öffentlichen Mittel ist 
durch Landesrecht für die Freiwillige Erziehungs- 
hilfe und die Fürsorgeerziehung nach einheitlichen 
Grundsätzen zu bestimmen. 

(3) Die Kosten der vorläufigen Fürsorgeerziehung 
fallen dem Kostenträger zur Last, der die Kosten 
einer endgültig angeordneten Fürsorgeerziehung 
zu tragen hat, und zwar auch dann, wenn die Für- 
sorgeerziehung endgültig nicht angeordnet worden 
ist. 

(4) Wird die Fürsorgeerziehung vom Jugendge- 
richt angeordnet, so fallen die Kosten dem zur 
Last, der sie zu tragen hätte, wenn die Fürsorge- 
erziehung vom zuständigen Vormundschaftsgericht 
angeordnet worden wäre." 


siehe Artikel VIII 


siehe § 76 b 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
siehe § 76 g 


Artikel IX 

In das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt wird 
Abschnitt IX eingefügt: 

„Abschnitt IX 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

§ 76 h 

(1) Wer einen Minderjährigen 

1. dem eingeleiteten gerichtlichen Verfahren 
auf Anordnung der Fürsorgeerziehung 
oder der angeordneten Fürsorgeerziehung 
oder 

2. der gewährten Freiwilligen Erziehungs- 
hilfe gegen den Willen der Personensorge- 
berechtigten 

entzieht oder ihn verleitet, sich zu entziehen oder 
ihm dabei hilft, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht nach §§ 120, 122 b oder 235 des Strafgesetz- 
buchs mit Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Landes- 
jugendamts oder der nach § 74 Abs. 2 zuständigen 
Behörde verfolgt. 


- 1 e h e § 76 c § 76 i 

Wer ein Heim oder eine Einrichtung für sich oder 
einen anderen fortführt oder fortführen läßt, obwohl 
deren Betrieb ihm oder dem anderen durch eine 
nach § 76 Abs. 5 erlassene vollziehbare Verfügung 
der obersten Landesbehörde untersagt ist, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
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siehe § 76 d 

§ 76j 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ein Pflegekind ohne die nach § 20 erfor- 
derliche Erlaubnis aufnimmt oder in 
Pflege behält, 

2. eine nach § 26 erforderliche Anzeige nicht, 
nicht unverzüglich oder unrichtig erstattet. 


(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer als 
Inhaber oder Leiter eines Heimes oder einer ande- 
ren Einrichtung 

1. einen Minderjährigen unter 16 Jahren 
ohne die nach § 76 a Abs. 1 in Verbindung 
mit § 20 erforderliche Erlaubnis betreut 
oder ihm Unterkunft gewährt oder 

2. eine nach § 76 a Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 26 erforderliche Anzeige nicht, nicht un- 
verzüglich oder unrichtig erstattet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden." 


Artikel X Artikel X 

Änderung des Jugendgeriebtsgesetzes unverändert 

Das Jugendgerichtsgesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 8 Abs. 2 Satz 1 und 3, § 9 Nr. 2, § 34 Abs. 3 
Nr. 3, § 76 Abs. 1 Satz 1, § 82 Abs. 2 und 
§ 112 a Nr. 1 wird das Wort „Schutzaufsicht" 
jeweils ersetzt durch das Wort „Erziehungsbei- 
standschaft''. 

2. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

"§ 12 

Erziehungsiheiistandschaft und Fürsorgeerziehung 

Die Voraussetzungen, die Ausübung und Aus- 
führung sowie die Beendigung der Erziehungs- 
beistandschaft und der Fürsorgeerziehung rich- 
ten sich nach den Vorschriften über Jugend- 
wohlfahrt. Eines Versuchs, den Erziehungsbei- 
stand nach § 57 des Gesetzes für Jugendwohl- 
fahrt zu bestellen, oder die Freiwillige Erzie- 
hungshilfe nach § 63 des Gesetzes für Jugend- 
wohlfahrt zu gewähren, bedarf es nicht." 

3. § 38 Abs. 2 Satz 6 fällt weg, 

4. § 48 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Neben den am Verfahren Beteiligten ist 
dem Verletzten, den Beamten der Kriminalpoli- 
zei und, falls der Angeklagte unter Bewährungs- 
aufsicht steht oder für ihn ein Erziehungsbei- 
stand bestellt ist, dem Helfer und dem Erzie- 
hungsbeistand die Anwesenheit gestattet. An- 
dere Personen kann der Vorsitzende aus beson- 
deren Gründen, namentlich zu Ausbildungs- 
zwecken, zulassen." 
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5. § 93 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Den Vertretern der Jugendgerichtshilfe 
und, wenn der Beschuldigte unter Bewährungs- 
aufsicht steht oder für ihn ein Erziehungsbei- 
stand bestellt ist, dem Helfer und dem Erzie- 
hungsbeistand ist der Verkehr mit dem Beschul- 
digten in demselben Umfang wie einem Vertei- 
diger gestattet." 


Artikel XI 

Bestimmungen und Bezeichnungen in anderen 
Vorschriften 

Verweisungen auJ Vorschriften unid Bezeiduiun- 
gein des Reiduggesetzes für Jugenldwohlfahirt gelten 
als Verweisungen auf die an (ihre Stelle getretenen 
Vorschriften und Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


Artikel Xa 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

Dem § 91 Abs. 2 des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge in der 
Fassung des § 148 des Bundessozialhilfegesetzes 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) wird folgender 
Satz angefügt: 

„Dasselbe gilt für die Inanspruchnahme nach § 76d 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes." 


Artikel Xb 

Änderung des Bundesevakuiertengesetzes 

Dem § 19 Abs. 2 des Bundesevakuiertengesetzes 
in der Fassung des § 149 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) wird 
folgender Satz angefügt: 

„Dasselbe gilt für die Inanspruchnahme nach § 76d 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes." 

Artikel Xc 

Änderung des Bundessozialhiliegesetzes 

Das Bundessozialhilfegesetz vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS....) wird wie folgt geändert: 

1. In § 26 Abs. 2 wird das Wort „achtzehn" 
durch das Wort „zwanzig" ersetzt. 

2. In § 72 Abs. 1 wird das Wort „achtzehn" durch 
das Wort „zwanzig" ersetzt. 

3. § 153 Abs. 4 wird gestrichen. 

Artikel XI 
unverändert 
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A r t i k e 1 XII 

Ermächtigung des 

Bundesministers für Familien- und Jugendfragen 

Der Bundesminister für Familien- und Jugend- 
fragen wird ermächtigt, den Wortlaut des Reichs- 
gesetzes für Jugendwohlfahrt in der neuen Fassung, 
die sich aus den Änderungen und Ergänzungen in 
den Artikeln I bis IX ergeben, und unter neuer 
Paragraphenfolge als Gesetz für Jugendwohlfahrt 
bekanntzumachen. Er kann dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts beseitigen. 

Artikel XIII 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel XIV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel XII 
unverändert 


Artikel XIII 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Reichs- 
gesetzes für Jugendwohlfahrt oder auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel XIV 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1962, Artikel V 
Nr. 3 und 4 jedoch am 1. Januar 1962 in Kraft. 
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